
den 28 . März
igemeinde statt.
n!

;e.
r mit, daß

>svd
^74 Jahren

nachmittag
rs statt.
Iah »Ke.

»mag Nsrsea
ordentl. Wetter

MLMgSW

tsreundl .eingeta?
:v. Biarktplay ad.

Oeorßii.

ntbehrlichkeit setzt
ter ein schönes,
s, nuten u. außen
e gestrichenes

sinkdach dem Ber?
welches sich sehr
ren oder Bienen
;nel 1455
lak. Luz.
besitzek!
Kuhn'cht rindert, od.

linder!u nicht auj-
lirrianvl,-Sir knficv-
->» C. Fr . Kübele»

ii a. B . 63.
c : MoMcKr ! Oitl -t

-tr.24 7et-

Aottesdienst 'M
ntagt ^ ioUhrPre-
5 Uhr Predigt (Dr.
Moirtag, Dienstag,
rbendS 8 Uhr Pas-
Nen im Vereins¬
indonnerstag ' /»10
tt. rügt. Beichte für

Äbeudmahl.
; lrttrrgtsche Abend-

Karfreitag Vrli)
st (Otto) n. Abend-

Opfer Porniitrags
für bedürftige würt-
»eKirchengemeinden
Zigr (Dr .' Schairer),.
üch-.e für das Oster--
mahl.
. Gottesdienst.
;, 88 Märzst/28 Uhr
ar>, lO Uhr in
Ubr Andacht. Mon-
Uhr in Altensteig.
^MHrinWildb -rg.
ottesdrenste
hodistengemeinde.
g vorm. ffslO Uhr
Z. Elsner) oorm. ll
tagsschule abds. ff̂ 8
msanducht mirLicht-
Zn spektorK. Jahnke
-n rat) Montag abd.
Uebnnasstunde des

reins. Mittwoch abd-
. stunde. -

Osiij HriM an jedem Wert,
i-; Bestellungen nehmen
sLmtliche PostanstaUen

-ioL Postboten entgegen
Piek vierteljährlich hin
;«lt Llägerlüh« M. 4Z0.

auswärts M. 4.80
Unfchl. der Postgebühren.
Münatl. nach Verhältnis.
«uzeigen-Gebühr für die
«tnWaMge Zelle aus ge¬
wöhnlicher Echrist ober
deren Raum bei einmali¬
ger Einrückung 30 Pfg.
bei mehrmali ger, Rabatt
«ach Tarif. Bei gerichtl.
Leltrekbungu.Konkurfev
A der Rabatt hinfällig

Ami», md Ameigedia« sA dm SbemmtsbeM llagold
Gegründet ls -b TlHolder Tcrgblalt emsp-ch- s

verbreitetste Zeitung tm
Oberamtsbeztrk. - An-
»eigen find daher von

bestem Erfolg.
« » wird keine Gewähr dal»
übernommen , daß Anjeio,»
«der Reklamen tn besttmmteki
«ubaabe » »der an der ge>
wünschten Stelle erscheinen
In Fällen v»n HSHerer Ge.
«alt deftebt kein « nlpruch ans
Lieferung der Zeitung »der aus
Rückzahlung d. Bezugspreise»
Für teles. Aufträge wird kei¬
nerlei Gewähr übernimme »!

Telegramin-Adrefjr:
Gesellschastrr Nagold

Postscheckkonto:
Stuttgart S11S.

Nr. 74 Montag den 29. März 1920 94. Jahrgang

Deutsches Reich.
Präsidentenwahl in Baden.

Karlsruhe , 26. März . Der Landtag nahm heyre v'or
Eintritt in die Osterferien die verfassungsmäßige Wahl des
Staatspräsidenten vor. Es wurden einstimmig der bisherige
Staatspräsident Geiß und als sein Stellvertreter Justizmini -- ,
ster Trunk gewählt.

- Gratulanten.
Berlin , 26. März . Wie wir erfahren, haben der däni¬

sche und der schwedische Gesandte in Berlin der deutschen Re¬
gierung die Glückwünsche ihrer Regierungen zur Wiederher¬
stellung des verfassungsmäßigenZustandes ausgesprochen. (Im
Hinblick au? die Vorgänge im Ruhrgebiet u. bei der Kabi¬
nettbildung in Berlin sind diese Glückwünsche die reinste Satire .)

Danzig.
Danzig , 26. März . Die unabhängige und die kommu¬

nistische Partei fordern für heute nachmittag zu einer De¬
monstrationsversammlung auf dem Heumarkt auf, in der zu.
den Vorgängen in Deutschland Stellung genommen werden

. toll. Der Oberkommissar Sir Regonald Tower erließ,darauf¬
hin durch Maueranschlag eine Warnung , in der er bekannt
gibt, daher etwaigen Störungen der öffentlichen Ruhe, .Ord¬
nung und Sicherheit mit allen Mitteln entgegentreten müsse.
Der Abhaltung öffentlicher Versammlungen stehe nichts ent¬
gegen und das freie Wort solle auch niemanden beschränkt
werden. Tower ermahnt die Teilnehmer der Versammlung,
sich jeder öffentlichen Ruhestörung zu enthalten.

Ein deutsch-polnischer Zwischenfall
Danzig , 26. März . Wie die Blätter me

- gestern abend ans dem Bahnhof Hohenstein
einem Zwischenfall mit polnHchen Soldaten!Gendarmerie. Ein von Berent kommender'
mit 15 polnischen Soldaten unter Führung c
m Hohenstein ein, die nach Mrschau wollten,
port wollte eigentlich über Schöneck—Poln . Starga?
um nicht das Freistaatsgebiet zu berühren. Das polnische
Militär begab sich in die Warteräume . Der sich dort auf¬
haltende Ortsgendarm Foß machte den polnischen Offizier
auf das Waffeuverbot für polnische Soldaten im Freistaat¬
gebiet aufmerksam. DerOffizier weigerte sich jedoch, dieser Forde¬
rung Folge zu leisten, worauf sich ein Wortwechsel entspann, in
dessen Verlaufe es zu einer Schießerei kam. Der Gendarm wurde
dabei schwer verwundet, auf polnischer Seite zwei Mann getötet
n. zwei weitere schwer verwundet. Inzwischen wurde vom Bahn¬
hof Hohenstein Hilfe von der Sicherheitswehr in Danzig ange¬
fordert, die auch sofort ein Kommando nach Hohenstein entsandte.
Auch der Bahnhof in Dirschau erhielt telephonisch Kenntnis
von dem Vorfall und schickte einen Zug mit Verbandsmaterial
iowie zur Abholung des polnischen Militärs . Der Gendarm
soll bereits seinen Wunden erlegen sein. Ebenso sollen die
schwer verwundeten polnischen Soldaten noch gestorben sein,
sadaß die Gesamtzahl der Todesopfer fünf betragen dürfte.
Die vorgenommenen amtlichen Feststellungen über die Schuld¬
frage sowohl von deutscher, wie auch von polnischer Seite
sind noch nicht abgeschlossen.

Aebergriffe der interalliierten Kommission.
Allenstein, 26. März . Die interalliierte Kommission hat

den Oberbürgermeister Zülich und den stellvertretenden Kom¬
mandeur der Sicherheitspolizei in Allenstein Major Olden¬
burg, wegen Ungehorsams vom Amte suspendiert und aus¬
gewiesen.
Besetzung der ersten schleswigschen Zone durch Dänemark.

Kopenhagen, 26. März . Wie die Zeitungen aus Flens-
> bürg melden, hat die interalliierte Kommission dem Ansuchen

des dänischen Ministers für Schleswig Haussen zugestimmt,
daß Dänemark die erste schlesische Zone bis zur sogenannten
Clansenscheu Linie mit Militär - und Zivilbehörden besetzt.

; (Die Meldungen über die innere Krise Deutschlands
i finden die Leser auf der zweiten Seite.)

Ausland.
Die französischxn Kammerdebatten über die

auswärtige Politik.
Paris , 25. März . Die französische Kammer war nach¬

mittags vier Uhr iri die Verhandlung der vorliegenden 14
Interpellationen über die auswärtige Politik eingetreten.
Das Haus ist gut besetzt. Zuerst erhält das Wort Abg. Louis
Barthou,  der damit beginnt , er wolle den Ministerpräsi¬
denten nicht für Jrrtümer verantwortlich machen, die nicht
die seinigen seien. Der Glaube des Publikums an
die Güte des Friede nsver träges habe abge¬
nommen.  Das käme von dem Widerstand, den Deutsch¬
land der Ausführung des Friedensoerträges entgegensetze
und von den unvorhergesehenen Schwierigkeiten, die Frank¬
reich bei seinen Alliierten und seinen Freunden erfahre. Es
lei Aufgabe der Kammer, das Minimum von Garan-
tieen  zu verlangen, das der Friedensvertrag enthalte. Er
habe Deutschland verpreußt  und zwar unter Be¬
dingungen, die es nach I87l nickt gekannt habe. (Bestallst

Staaten wie Bayern hätten keine diplomatische Vertretung
mehr und der Vertrag habe die diplomatische und militärische
Einheit Deutschlands gestärkt. Es wäre eine Dummheit
und eine Unmöglichkeit , Deutschland vernichten
zu wollen. Man müsse Deutschland gegenüber die Politik
der Billigkeit  betreiben , die in den Friedensvertrag ein¬
geschrieben sei. Das müsse man tun aus Gerechtigkeit und
aus Interesse. Die Alliierten wünschten, daß Deutschland
gedeihe wie die anderen Völker, vorausgesetzt, daß ein Teil
dieses Wohlstandes dazu diene, die Schäden, die es verursacht
habe, wieder gutzumachen. Er habe das Recht, festzustellen,
daß die Regierung , die den Friedensvertrag im Namen
Deutschlands gezeichnet habe, alles getan Habs, um sich der
Ausführung zu entziehen. Er bedauere, daß von Seiten
gewisser Alliierten gewisse Milderungen  des , Vertra¬
ges gekommen seien, namentlich in Betracht der Verfolgung
der Beschuldigten. Alle Alliierten und in Frankreich alle
Parteien könnten die Aburteilung des Kaisers
verlangen . Die moralische Notwendigkeit dieser Gerechtig-
keilspflicht His nicht von Frankreich ausgegangen, sondern
von j e n sHU ts des Kanals.  Habe England
die Aburteilung von Admiraleu, wie Tirpitz und v. C a-
pelle,  verlangt ? Sei England  es gewesen, das die
Folgen des Ubootkrieges, dieser Barbarei , zu erdulden gehabt
habe ? Seien nicht neun der französischen Departements
zerstört und gemartert wurden. Habe Frankreich nicht die
gleicher! Rechte, zu sprechen, wie England ? Seien nicht von
den -Sozialisten der französischen Kammer aus die heftigsten
Proteste gegen die Deportierungen in den Norddepartements
erhoben worden ? Habe Frankreich nicht die gleichen Rechte,
wie England die Auslieferung der verabscheuungswürdigen
Generale zu verlangen, die die Deportierungen befohlen hät-

Während mehr denn einem Jahr hätten die energischen
der Alliierten, dis in Anbetracht der Entwaffnung u.

gestellt worden seien, die Unterschrift der
WMösischen Regierung getragen. Tie Konzessionen
trügen die Unterschrift der englischen Regierung.

Paris , 27. März . Bei der Besprechung der Interpella¬
tionen über die auswärtige Politik der Regierung forderte
in der Kammer der Sozialist Cachin die An¬
erkennung der Sowjetrepublik  und die Wieder¬
herstellung des Friedens zwischen Rußland und Polen . Er
sprach die Befürchtung aus , daß Konstantinopel  und
die Meerengen eine Beute Englands würden und kritisierte
die französische Politik gegenüber der Türkei. Er verurteilte
die Entsendung von Truppen nach Syrien , worüber das
Parlament gar nicht befragt worden sei. Bezüglich des Ver¬
sailler Friedensvertrags  sagte Cachin, seine Partei
werde die Regierung unterstützen, aus Deutschland an Wie¬
dergutmachung herauszuholen, was im Rahmen des Mög¬
lichen liege, aber darüber hinauszugcheu , sei unnötig . Vor
allem müsse man Deutschland in Stand setzen, zu bezahlen.

Miller and  erwiderte dem Vorredner , daß die Alli¬
ierten übereingekommen jeieu, die Sowjetregierung nicht an¬
zuerkennen. Diese erkenne die nationale Souveränität wohl
mit Worten, aber nicht mit der Tat an . Wenn französische
Kauflente und Industrielle gleich den amerikanischen und
englischen sich über die Lage Rußlands und die Zukunftsmög¬
lichkeiten unterrichten wollten, so würden sie die Unterstützung
der Regierung finden. Die Alliierten wollten eine lebens¬
fähige Türkei. Dieses Ziel sei wohl vereinbar mit der Frei¬
heit der Meerengen und der Wahrung der wirtschaftlichen
und finanziellen Interessen Frankreichs in der Türkei, die
von größter Wichtigkeit seien. — Bezüglich des Versailler
Friedensvertrags sagte der Ministerpräsident , Deutschland
habe versucht, sich den Verpflichtungen des Friedensvertrags
zu entziehen, so hinsichtlich der Auslieferung der Schuldigen.
In ihrer Note vom 14. 2. haben die Alliierten dies bestätigt,
weit davon entfernt, irgend eines ihrer Rechte anfzugeben,
die ihnen laut Art. 228 und 230 des Vertrages zustehen.
Auch in der Frage der Kohlenlieferungen  müsse er
betonen, daß diese nicht erfolgt seien. Die Wiedergutma¬
chungskommissionsei mit der Angelegenheit betraut worden.
Weiter habe Deutschland sich den Verpflichtungen bezüglich
seiner Entwaffnung  entzogen und es habe erreicht, daß
die für April vorgesehene Stärke von lOO 000 Mann auf den
lO. 7. d. I . hinausgeschoben worden sei. Die Kontrollkom¬
mission habe festgestellt, daß Deutschland nichtH unternommen
habe, um seine bewaffnete Macht zu reduzieren. Es habe
sich vielmehr dieser durch den Vertrag begründeten Reduktion
widersetzt. Es habe sogenannte Polizeitruppen  geschaf¬
fen, die aber nichts weiter seien als Reserven,  die durch¬
aus dem Geiste des Vertrages widersprächen. Es handle sich
auch in dieser Frage um eine offensichtliche"Verletzung der
Vertragsbestimmungen. Hinsichtlich der Kohlenlieferungen
sei Deutschland auch vor Ausbruch der Unruhen im Ruhr¬
revier seinen Verpflichtungen nicht nachgekommen. Infolge
der Angriffe aus die Kontrollkommission und des Militär¬
putsches vom 13. d. Mts . habe diese Kommission vorerst ihre
Tätigkeit einstellen müssen. — Wegen der Angriffe auf die
alliierten Offiziere in Berlin und Bremen habe Marschall Foch
den Alliierten einen Vorschlag unterbreitet , der Wiedergut¬
machung, sowie neue Garantien gegen eine Wiederkehr sol¬
cher Ereignisse verlange. Bezüglich der Entsendung von
deutschen Truppen in die neutrale Zone des

Ruhrgebiets fragte Millerand , wer denn den Alliierten Si¬
cherheit gebe, daß die deutschen Truppen nach Wiederherstel¬
lung der Ordnung die neutrale Zone wieder verlassen wür¬
den. Zum Schluß betonte der Ministerpräsident die unbe¬
dingte Notwendigkeit der Durchführung der Vertragsbestim¬
mungen. Die Lage sei schwierig und diese Schwierigkeiten
forderten eine einheitliche Front der Alliierten gegenüber dem
deutschen Versuch, sich den vertraglichen Bestimmungen zu
entziehen. Er werde Bedacht nehmen auf die Erfüllung dieser
Bestimmungen und sei sicher, daß auch die Alliierten oiese
Sorge der französischen Regierung teilten. Die Erklärungen
Lloyd Georges im Unterhaus ließen die Annahme als be¬
rechtigt erscheinen, daß feste Entschlüsse bevorständen. — Die
Kammer, die der Rede des Ministerpräsidenten Beifall spen¬
dete, vertagte darauf die weitere Aussprache.

Bern , 26. März . Wie der Pariser Vertreter des Berner
„Bund " meldet, herrschte in den Wandelgängen der französi¬
schen Kammer nach der zweistündigen Rede Barthous der
Eindruck, daß Barthou vielleicht etwas zu weit gegangen sei
und im Sinne Asquiths gearbeitet habe, der für die Revision
des Friedensvertrages sei, die Barthou verhindern wolle.
Als Millerand später von der Bundestreue Englands sprach,
hatte er den Beifall derselben Kammer, die eine Stunde zu¬
vor Barthou apm^udMt llksick. Allgemeines Schweigen
herrschte, als Bartffou dann ekH« te, eL̂ lei Min Recht, ein
fMes^Wort zu ^ eden. Olk-IM ^ 'M M _ „

Unterha us-Debatten"über die allgNM ^ Lagê S!
Amsterdam, 26. März " Telegraaf meldet aus London:

Asquith  eröffnet ? gestern im Unterhaus die Debatte über
die allgemeine Lage in Europa . Er bat die Regierung um
Auskunft über die Lage tn Deutschland.  Hierauf
besprach er die türkische Frage und befaßte sich mit der
furchtbaren Lage in Oesterreich, wo die Krankenhäuser schon
seit Monaten ohne Medizin, die Wohnungen ohne Brennstoff
und die Kinder ohne Schuhwaren seien. Zum Schluß ver¬
wies Asquith auf die Notwendigkeit, den vormaligen Feinden,
Deutschland inbegriffen, wirtschaftlich aus die Beine zu helfen,
damit sie in der Lage sind, den angerichteten Schaden zu
vergüten. — Lloyd George  sagte , es sei ein Glück
und zwar nicht allein für Deutschland, daß der m o n a r-
chistische Putsch  mißglückt sei. Die Schwierigkeiten
in der Lösung der türkischen Frage erklärte er mit der Tat¬
sache, daß Wilson im vergangenen Sommer darum ersucht
habe, mit der Lösung zu warten , bis er die Amerikaner da¬
rüber befragt habe. Es sei schwierig, Konstantinopel unter
internationale Verwaltung zu stellen. Das Versprechen, daß
der Sultan im Besitz der Stadt bleibe, wenn die Christen¬
morde aufhören, übt einen großen Einfluß aus . Solange
aber keine Ruhe und Ordnung in diesem Land herrsche, habe
das alles keinen Zweck. Im weiteren Verlauf seiner Rede
setzte sich Lloyd George ausdrücklich für Frankreich ein, das
diesen Krieg nicht gewollt habe. Lloyd George wies darauf
hin, daß gar kein Grund dafür b e ste h e,
eine Revision des Friedensvertrags zu
verlangen.  Er sagte, dem Versailler Vertrag zufolge
könne Deutschland selbst eine Festsetzung des angerichteten
Schadens von der Entschädigungssumme, die zu vergüten es
im Stande sei, vornehmen. Bisher habe dies Deutschland
noch nicht getan. Wen n D e ŷ t schland Kredit
nötig habe,  dann solle es anaSben, wie viel. Wenn
die Sache Deutschland? Krecht seil bann werde sie erwogen
werden. (Diese GnatzePi

London- 26 . März , Lloyd George äußerte in einer
Rede : DMsHland 'mllß die Schäden wieder gutmachen, die
es oeruMcht ' hat . Um dies zu ermöglichen, sind die Ver¬
treter .Großbritanniens stets bereit, jeden gerechten und ver¬
nünftigen Vorschlag Deutschlands entgegenznnehmen, um die
zur Wiederherstellung seiner Industrie erforderlichen Kredite
zu erhalten. Wenn Deutschland den festen Willen zeigt, die
durch die Unterzeichnung des Friedensvertrages übernomme¬
nen Verpflichtungen zu erfüllen, so kann es darauf zählen,
auf vernünftige und hochherzige Art behandelt zu werden.
Dies wäre das beste Mittel , um den Frieden in Europa und
gute Beziehungen unter allen Nationen wiederherzustellen.

Der Ausbau der kanadischen Flotte.
Haag, 26. März . Wie der „Nieuwe Courant " aus

Ottawa meldet, teilte der kanadische Marineminister im Par¬
lament mit, daß Kanada Englands Anerbieten betreffend die
Abtretung von Kreuzern und Torpedobootszerstörern an die
kanadische Flotte annehme. Die kanadische Flotte solle reor¬
ganisiert und die im Dienste des britischen Reichs stehenden
kanadischen Offiziere zurückberufen werden.

Kabinettwechsel in der Türkei.
Konstantinopel, 26. März . (Reuter .) Das Kabinett Salt

Pascha ist zurückgetreten. Damad Ferid Pascha wurde mit
der Bildung des neuen Kabinetts betraut.

Dorbereitende Finanzkonferenz.
Kopenhagen, 26. März . Wie „Tidens Tegn" aus

Christiania erfährt, ' wird Ende ds. Mts . in Kopenhagen
eine vorbereitende Konferenz über die Kreditgewährung in
Mitteleuropa stattfinden, woran Vertreter der dänischen,
schwedischen und norwegischen Regierung, sowie der Direktor
des englischen Kreditwesens teilnehmen iverden.



Zur inneren Lage.
Aufruf der Reichsregierung an die Bevölkerung des

Industriegebietes.
Berlin , 26. März . Die Reichsregierung hat an die Be¬

völkerung von Rheinland und Westfalen einen Aufruf ge¬
richtet, in dem es heißt : Der Anschlag der Reaktion ist zurück-
gewieseu. Jetzt müssen, wollen wir nicht ganz verelenden,
Staat und Wirtschaft schnellstens wieder in den normalen
Stand zurückgeführt werden. Die jetzt rroch im Westen be¬
findlichen Truppen und deren Führer stehen auf dem Boden
der republikanischen Verfassung und haben das Bertrauen
der Regierung . Um weiteres unnützes Blutvergießen zu ver
hindern , haben zwei Minister an den Verhandlungen in
Bielefeld mit Vertretern aller Parteien teilgenommen. Ar¬
beitertruppen haben unter Bruch des Abkommens die regie¬
rungstreuen Reichswehrtruppen in Wesel angegriffen. Dieser
schwere Vertragsbruch muß die schwerste Gefahr für das Ruhr
gebiet und für da« ganze Vaterland heraufbeschwören. Wir
fordern alle besonnenen Arbeiter auf, jede Kampfhandlung
einzustellen. Noch jetzt weiterkämpfende Arbeitertruppen
müssen mit militärischen Mitteln zur Ordnung zurückgebracht
werden.

General Seekt über die Lage.
Berlin , 28. März . Der neuernannte Militärbefehlshaber

Generalmajor Seekt äußerte sich in einer Unterredung mit einem
Vertreter des Berliner Tageblattes über die nach dem Zu¬
sammenbruch des Kapp'schen Unternehmens getroffenen Maß¬
nahmen. Er stellte fest, daß er die bolschewistische Gefahr in
Berlin anfänglich überschätzt habe. Sehr ernst sei die Si¬
tuation im Ruhrgebiet . Die Bielefelder Verhandlungen seien
zwecklos gewesen. Mit den wirklich wichtigen Elementen,
den Kommunisten sei gar nicht verhandelt worden. Solange
wir das Heer in seiner jetzigen Gestalt harren, müsse es we¬
nigstens aus allen Schichten der Bevölkerung zusammengesetzt
werden. Arbeiter und Bürger müßten dabei sein. Offiziere
und Truppen solle man nicht politisieren. Aber man müsse
ste dahin aufklären, daß für Deutschland nur eine ruhige
demokratische Entwickelung möglich sei. Nur eine solche Ent¬
wickelung in Deutschand könne dem Reich eine Achtung ge¬
bietende Stellung in der Welt wieder verschaffen.

Eine Erklärung des Haganer̂ ktionsansschuffes.
Münster, <26. März . rÄmr.'Reichskovmissar ist folgende

Erklärung dM MtionKMMchusses in Hagen zugegangen:
Der AktionslMssMß in Hagen erkennt die von der Waffen-
stillstandskommisstonin Bielefeld ausgestellten Richtlinien an.
Sämtliche Aktionsauss üsse werden aufgefordert : 1) eine
gleiche Erklärung abzugeben, 2) für die Durchführung dieser
Bedingungen Sorge zu tragen , 3) die wilden ungesetzlichen
Beschlagnahmungen, insbesondere . von Lebensmitteln, im
Interesse der Aufrechterhaltung der Lebensmittelversorgung
unbedingt zu unterlassen. Nur so wird es möglich sein,
weiteres Blutvergießen zu verhindern und unermeßlichesUn¬
heil von dem Ruhrgebiet und dem ganzen Reiche abzu wenden.
(Gez.) : Ludwig. Hirdes. Cigowski.

Das fehlte gerade noch!
Berlin , 27. März . Etwa 1000 Betriebsräte der U.S .P .D.

und der K.P .D. nahmen gestern in einer Versammlung zu
der gegenwärtigen Lage Stellung und forderten die schleunige
Einberufung eines Reichsrätekon grosses.

Militärrevolte in Glatz.
Berlin , 27. März . In Glatz hat die Garnison die

Kommandantur mit Maschinengewehren und Minenwersern
umstellt und die Offiziere verhaftet. Bei der Verhaftung er¬
schoß sich ein Hauptmann.

Die Lage in Sachse».
Leipzig. 26. März . In Krimitschau hat sich ein zehn-

köpfiger, im Gegensatz zur sächsischen Regierung stehender
Aktionsausschuß gebildet. Seit Donnerstag ist dort die Ar¬
beit wieder ausgenommen worden. Die Bezahlung der Streik¬
tage wurde erzwungen. In Grima wurde eine bewaffnete
Bande von 8 Mann , der es in der Nacht gelungen war , in
die Kaserne einzudringen, nach kurzem Feuergefecht verjagt.
Auf Seiten der Truppen gab es keine Verluste.

Gleiches Recht für Alle!
Berlin , 27. März . , Eine Reihe von Organisationen , da¬

runter der Hansabund, die Vereinigung deutscher Arbeitgeber¬
verbände, der Bund der Handwerker, der Reichsausschuß der
akademischen Berufsstände, daS Kartell der steten technischen
Berufe, der Bund der Landwirte usw. haben dem Reichs¬
präsidenten eine Kundgebung überreicht, in der sie u. a.
Gleichstellungmit den Gewerkschaften, Beamten und Ange¬
stellten, sowie die Ablehnung jeder Maßnahme fordeni, die
auf die Umgehung der verfassungsmäßigen Bestimmungen
hinzielt.

Verschlechterung der Lage der „roten Armee".
Hagen, 27. März . Alle roten Truppen aus dem Kreise

Hagen-Stadt und Land sind aus der Front bei Wesel und
der Front bei Lünen zurückgezogen worden. Die Regierungs¬
truppen, die sich zuletzt auf dem Vormarsch befanden, sind
auf Vorstellung des Hagener Aktionsausschussesebenfalls zu¬
rückgezogen, sodaß jetzt bei Lünen vollständige Ruhe herrscht.
Gekämpft wird noch im Abschnitt Wesel. Hier hat sich die
Lage mittlerweile zu ungunsten der „roten Armee" verscho¬
ben, weil die Regierungstruppen sich mit Panzerautomobilen
bis südlich der Lippe vorgeschoben haben. Die Arbeiterführer,
die sich bis gestern abend widersetzten, haben beschlossen, ihre
Truppen auf das linke Lippeufer zurückzuziehen.

Die Lage im Ruhrgebiet.
Der Sonderberichterstatter des Neuen Tagbl . meldet aus

Essen  vom 26. März:
Nach einer nicht eben angenehme» Fahrt bin ich ohne

Zwischenfall nach Essen gelangt. Der Uebergang in das auf¬
ständische Gebiet ist überhaupt nicht zu bemerken. Auf den
Bahnhöfen hält Rote Garde Schildwache. Sonst sieht man
keinerlei Veränderung . Das Wirtschaftsleben ist nach wie
vor im Gange. Restaurationen und Vergnügungsstätten sind
geöffnet. Die Arbeiterschaft hat die Gewalt völlig an sich
gerissen, übt ste aber vorläufig noch nicht in der Exekutive
aus . Es ist also noch nicht reiner Bolschewismus, sondern
eher eine Vorprobe. Man begnügt sich vorläufig, die Macht
zu besitzen, behält sich vor, sie anzuwenden wenn man den

In den Rathäusern derfür geeignet hält.
sich sogenannte Arbeitervöllzugsaus-

Zeupunkl dazu
einzelnen Städte haben
schlisse gebildet, welche eine Art Kontrolle über die Maßnah¬
men der städtischen und staatlichen Behörden üben, auch Ver¬
ordnungen erlaffen, wie sie durch die jeweilige Lage erforderlich
werden, beispielsweise Lebensmittelreguisttionen, die in den Re¬
staurationen , aber auch in Priomhaushalten vorgenommen
werden. Für das ganze Ruhrgebiet ist von den Arbeiter¬
räten ein Älkvholverbot erlassen worden, welches streng durch¬
geführt wird, nur das Bier ist ausgenommen . In allen
Städten werden Werbungen für die Rote Armee eifrig be¬
trieben. Die Macht der Vollzugsausschüsseberuht auf der
roten Garde, welche innerhalb der Stadt Posten verteilt hat
und alle wichtigen Punkte besetzt hält. EWMrd dabei offen
bar nack einem einheitlichen Plan verfahren und die ganze
Bewegung ist überraschend gut organisiert. Dis roten Gar¬
disten, die meistens Zivilkleider tragen, sind mit Gewehren
und vielfach auch mit Revolvern bewaffnet. Sie erhalten
40 Taggeld und freie Verpflegung. Kein Wunder , daß
die Anmeldungen zahlreich find. Um das ganze Gebiet im
Norden und Nordwesten zieht sich der Frontgürtel . Beson¬
dere Mionen wurden heute von der Front nicht gemeldet.
Doch ist von einem Waffenstillstand keine Rede. Der von
den Arbeiterräten zur Prüfung der Bielefelder Beschlüsse ein¬
gesetzte Bezirsrat der revolutionären Arbeiter, welcher die
höchste Instanz der Sowjets von Rheinland -Westfalen ein
nimmt , hat nach längerer Beratung beschlossen, die Bielefelder
Beschlüsse nicht anzuerkennsn und neue Garantien zu fordern
da man die Bielefelder Beschlüsse noch nicht . als endgültig
betrachten könne. Als Garantie wurden van der Regierung
folgende sechs Forderungen gestellt:

Die Arbeiterschaft behält vorläufig ihre Waffen : die
Bildung non Arbeiterwehren muß in Angriff genommen wer¬
den ; Die Front der Kampftruppen bleibt bestehen, jedoch
wird eine Demarkationslinie nach Vereinbarungen mit beiden
Seiten gezogen; Der Waffenstillstand, der bisher nur von
seiten der Kampftruppen beobachtet wurde (?), wird für beide
Seiten für verbindlich erklärt ; Die hier gestellten Bedingun¬
gen werden auf das ganze Reich ausgedehnt : Mlls die Re¬
gierung nicht diesen Forderungen nachkammt, Erd der Ge¬
neralstreik von neuem proklamiert. Die ReMrung müsse
die Erklärung ihrer Abgesandten auch für sich als verbindlich
annebmen.

Es soll auf Grund dieser neuen Forderungen , welche
von dem Bezirksrat ausgestellt wurden, erneut mit den Ver¬
tretern der Reichsreg:erung , verhandelt werden. Der östliche
Teil des Ruhrgebiets von Hagen und Umgebung war ge¬
neigt, die Bielefelder Beschlüsse anzunehmen. Der stärkste
Widerstand kommt von den Arbeitern im Norden, besonders
aus der Gegend von Mülheim und hat vermocht, die drei
sozialistischen Parteien wieder zusammenzuhalten. Es ist
wohl möglich, daß die Nachricht vom Rücktritt des Kabinetts
Bauer auf die Beschlüsse des Bezirksrates ermutigen
Sinne weiterer Forderungen gewirkt hat.

Gesamtaktion des Bolschewismus?
Amsterdam, 26. März . Wie Telegraaf aus London me

vermutet man dort, daß ein Zusammenhang zwischen den
Ereignissen in Deutschland und den heftigen Angriffen des
russischen Botichewistenheeres an der polnischen Front bestehe.
Der Warschauer Korresponder der Times meldet: Die bol¬
schewistische Offensive gegen Polen auf einer Front von 560
Kilometern dauert an . Die Angriffs im Mosyr Gebiet sind
wieder ausgenommen worden und noch iveiter südlich wird
heftig gekämpft.

HewMung des Srundlohns mrd Ausdehnung der
VerWrunWWi in der KrankenverWrMg.

Die Nationalversammlung wird in allernächsterZeit eine
Verordnung über Heraufsetzungdes Grnndlohns und Aus¬
dehnung der Versicherungspflicht in der Krankenversicherung
verabschieden. Damit soll dringenden Wünschen der Ver¬
sicherten und der Krankenkassen Rechnung getragen werden.
Die Grundlöhne , nach denen sich die Beiträge u. Leistungen
der Krankenkassen richten, fanden bisher ihre Grenze in einem
Höchstbetrag von 10 Wurde der Versicherte arbeitsun¬
fähig, so konnte er höchstenfalls ein -tägliches Krankengeld
von 7.50 (in Stuttgart 65 °/a des Grundlohns — 6.50
erhalten. Nun leuchtet es jedem Menschen ein, daß bei den
heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen ein Krankengeld von
höchstens 7 50 völlig unzureichend ist. Die Bestrebungen
der Krankenkassen gingen dahin, diese Höchstgrenze aus wenig¬
stens 20 Mark hinaufzusetzen. Diesen Wünschen soll nun
die neue Verordnung Rechnung tragen . Es ist damit die
Möglichkeit gegeben, ein tägliches Krankengeld von 15 ^ fest¬
zulegen. Ob die Krankenkassen 15 ^ täglich, das sind 75°/»
des Grundlohns von 20 ^ leisten können, hängt von ihrer
finanziellen Lage ab. Als Regelleistung hat die Reichsoer¬
sicherungsordnung 50 °/o des Grundlohns festgelegt, das lvären
also im vorliegender! Fall täglich 10 ^ Krankengeld. Eine
sparsame Jnanspruche von Arzt und Apotheke, sowie ein
Krankengeldbezugnur während der wirklichen Arbeitsunfähig¬
keit, würde es den Krankenkassen ermöglichen, mit dem
Krankengeld über diese Regelleistung von 50°/o des Grnnd¬
lohns hinauszugehen.

Die bisherigen Bestimmungen des Krankenversicherungs¬
gesetzes setzten der Verstcherungspflicht der Angestellten eine
Grenze in einem Jahresverdienst von 5000 Diese Grenze
will die neue Verordnung auf 12000 festsetzen. Dis
Wünsche der Angestellten sowohl wie auch der württ . Kranken¬
kassen gingen noch weiter ; diese wollten die Versicherungs¬
grenze ganz beseitigt wissen, da es nicht einleuchtet, daß hier
ein Unterschied zwischen Handarbeitern und geistigen Arbei¬
tern gemacht werden soll. Die völlige Beseitigung dieser
Grenze scbeitert aber an dem sehr großen Widerstand der
Aerzte. Solche Angestellten, die mehr als 5t,00 Jahres¬
verdienst haben, würden also nach der neuen Verordnung,
sofern ihr Jahresarbeitsverdienst 12 000 ^ nicht übersteigt,
wieder versicherungspflichtig. Um nun ein weiteres Ausscheiden
aus der Krankenkasse und einen Wiedereintritt mit dem In¬
krafttreten der neuen Verordnung zu verhüten, empfiehlt es
sich dringend, von einer Abmeldung dieser Angestellten abzu¬
sehen. Bei den derzeit außerordentlich hohen Ärzikosten dürfte
es sich überhaupt für die Angestellten sehr empfehlen, auch
wenn der Jahresarbeitsverdienst 12 000 ^ übersteigt, frei¬
willige Mitglieder der Krankenkassen zu bleiben.

Vermischtes.
— Auswandererberatung . Das Deutsche Ausland -In ¬

stitut hat die kostenlose Auskunftserteilung an alle AuSwande
rungslustigen übernommen. Seine Auswandererberatungs
stelle gibt unentgeltlich Auskunft in' allen Auswanderungs
frag «, über alle Auswanderungsländer der Erde über deren
amtliche Vertretungen im Reiche Einreise und Paßbestim¬
mungen , Schiffahrtswege und Balutaverhältnisie , sowie über
die Aussichten für jeden einzelnen Beruf im Auslands Ver
mittelst ihrer zahlreichen Vertrauensmänner im In - n . Aus¬
lande vermag ste über Vorteile und Nachteile des Anschlusses
an Auswanderer -Vereinigungen und Siedlungs -Gesellschaften
zu raten . AusgezeichneteLichtbilder, Karten und eine Aus¬
stellung der verschiedenen Landesprodukte stehen zur Besicht!
gung zur Verfügung. Alles was der Auswanderer vor der
Ausreise wissen muß, kann er beim Deutschen Auslands In
stitut erfahren. Vor Annahme fester Stellungen und Ab
schtuß von Verträgen empfiehlt es sich für männliche wie für
weibliche Auswanderer dringend die Auskunftsftelle zu Rate
zu ziehen.

— Folgenschwere Handgranatenexplosion. Wie das
„Berliner Tageblatt " melde!, ist der Führer der Sturm¬
kompanie Pflugk-Hartung . der Hcmptmann v. Pflugk-Hartung,
durch eine Handgranatenexplosion getötet worden'

WürttemberMche Politik.
Württbg. Landtag.

W.P .C. Stuttgart , 26. März . In der heutigen Abend¬
sitzung des Landtags erklärte sich Staatspräsident Blos
zur Beantwortung der Anfrage Bazille (BP .) betr. de>Wahl
des Reichspräsidenten bereit, sobald sich die politische Situa¬
tion einigermaßen geklärt habe.' Der Gesetzentwurf über den
Ankauf des Anwesens Friedrichstraße 24 für Staatszwecke
wurde ohne Debatte genehmigt. Der Gesetzentwurf, in dem
3 Millionen zur Beteiligung an der Reederei Schwaben
und 10 Millionen zur Beteiligung des Staats an der
Verwertung des bituminösen Schiefers nngeforderi werden,
begründete Finanzminister Liesching  und Bergwerksdirekior
v. Rösch . Gegen die Beteiligung des Staats äußerte der
Abg. Wider (BP .) Bedenken, da der neue Schieferbaustein
noch nicht genügend ansprobierr sei, er beantragte statt lO
Millionen -'iil nur 3 Millionen einzustellen und das Ver
fahren gegen entsprechende Lizenzgebühren an unbeschäftigte
Ziegeleien, Zementsabrikenund Bauunternehmer einzuräumen . -
Von dem Mg . Schees (DP .) wurde verlangt , daß der
Staat bei der Führung seiner Werke so vorgehe, daß die
vorhandenen Werke auch künftig lebensfähig bleiben. Finanz-
minister Liesching  versprach , daß der Staat nichts tun
werde, um die kleineren Betriebe zu ruinieren und keine
Preisdrückerei vornehmen werde. Möhler (Z .) hielt die

W»j?ei!ken bezüglich der Qualität der Steine nicht für begrifft?. ,
der. EM^ Meräge Wider wurden gegen die Stimmen der

bgeiehnund  sodann die Vorlage in
gegen die Mimmen der Bürgerpartei an
Mg . Dick-Utm (USP .) wurde vom Hause

Hieraus wurde der Gesetzentwurf betr.
AenMMw des Bea in r e î t esetzes genehmigt,
wonach die Pensionen der aus Veranlassung des Staates seit
der Revolution in den Ruhestand getretenen 65 Jahre alten
Beamten so bemessen werden soll, als ob sie noch die Bezüge
hätten, die ihnen nach dem I. April 1920 zugekommen wären.
Fincinzmiitister Li e schi u g bestätigte, daß auck die Lehrer
unter das Gesetz fallen. Auf die Anfrage des Abg. Schees
wegen des Verschwindensder Kupfermünzen  erklärte
Finanzminister Liesching,  die württ . Regierung wäre
nicht befugt, hier Maßnahmen zu treffen. Das Reichsfinanz-
.mimsterium habe von der Ausmünzung von 1 und 2
Stücken, weil erfolglos, abgesehen und bestimmt, daß die be¬
zahlenden Beträge auf 5 oder >0 ^ nach oben nbzurunden
sind, und auch bei den württ . Staatskassen werde diese An¬
ordnung Nachahmung finden. Das Maulwurfsgesetz
wurde sodann noch in allen 3 Lesungen einstimmig ange¬
nommen, mit einem Abänderungsantrag ' des Zentrums , der
Demokratischen Partei und des Bauernbundes , wonach die
Erlaubnis zum Maulwurffang allgemein von der Ortsbehörde
erteilt wird. Hierauf wurde noch eine Reihe von Eisenbahn¬
eingaben erledigt.

r Stuttgart , 26. März . Die Mitglieder der Zentrums¬
fraktion haben folgende Anfrage an das Arbeitsministerum
gerichtet: Nach eingegangenen Mitteilungen gibt es Bezirke
im Lande, in denen über die Hälfte der Schmiedebetriebe in¬
folge Kohlenmangsls still liegen, so daß weder die Gespmm-
tiere beschlagen, noch die landwirtschaftlichenMaschinen und
Geräte rechtzeitig in Stand gesetzt werden können. Ist das
Arbeitsministerium bereit, hier beschleunigte Vorkehrungen
durch dringende Zuweisung von Kohlen zu treffen, um die
schwer gefährdete Felderbestellung stcherzustellen.

Staatsbeitrag an den Kanalverein.
r Stuttgart , 26. März . Mitglieder sämtlicher Parteien -

haben folgenden Antrag eingebracht: Der Landtag sollte be¬
schließen, das Staatsministerium zu ersuchen, daß dem Süd¬
westdeutschen Kanalverein zur Deckung seiner Auslagen und
zur Ermöglichung weiterer Förderung seiner Werbe- und
Aufklärungstätigkeit ein erstmaliger Beitrag von 200000
aus Landesmitt 'eln zur Verfügung gestellt wird.

Forderungen der Anabhöngigen.
r Stuttgart , 26. März. Am Samstag und Sonntag

hält die Unabhängige Sozialdemokratische Partei Württem¬
bergs hier ihre Landeskonferenz ab. Im „Sozialdemokrat"
erhebt sie folgende Forderungen : 1. Sofortige Einstellung
der Mobilisation , 2. Zurückziehung aller württ . Truppen aus
Morddeutschland, 3. Demobilisation aller eingezogenen Zivi¬
listen, 4. Auflösung und Entwaffnung aller Einwohner,
Studenten - u. Reichswehren, 5. Organisation von Arbeiter¬
wehren, 6. Aufhebung aller Beschränkungen des Vereins- und
Versammlungsrechtes, 7. vollkommene Preßfreiheit und Be¬
seitigung der Zensur, 8. Entlassung aller politisch Inhaftierten

Was sollen diese Rüstungen?
r Stuttgart , 26. März . Unter dieser Ueberschrist richtet

der „Sozialdemokrat" an die Regierung die Frage , wer die¬
jenigen seien, die in Stuttgart mobilisiert werden, und zu
welchem Zweck dies geschehe. Er kommt dabei auch auf die
Mobilisierung der Tübinger und Stuttgarter Studenten.
Bon zuständiger Stelle wird dazu bemerkt: Die württ . Re-
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Die württ . Re¬

gierung har mit der militärischen Einkleidung von ZlNtlsteu
in den Stuttgarter Kasernen nichts zu tun . Es handelt sich
durchweg um Personen , die sich aus Veranlassung der Reichs¬
wehr dieser als Zeitfreiwillige zur Verfügung gestellt haben.
Soweit unter diesen Leuten sich Angehörige der württ . Ein
wvhnerwehr befinden, sind sie aus der Einwohnerwehr aus¬
getreten Sie wurden verständigt, daß ste auf eigene Gesahr
handeln und sich der Ausrüstungsstücke der Einwohnerwehrnicht bedienen dürfen, daß sie vom württ -. Staat keinerlei
Versoraungsgebührnisse erhalten und auch kemerlel Ansprüche
auf Entschädigung irgendwelcher Art erheben können. Die
Regierung hat also mir der Verwendung der Studentenschaft
der Universität Tübingen und der Techmichen Hockychulem
Stuttgart nichts zu tun.

Ev. Zugendarbeit in Württemberg.
ep Im März 1910 haben sich sämtliche Zweige evaug.

Jugendpflege und JugeuSsürsorge unsres Landes zu einerLandesvere'iniguiig „E v. Jugendarbeit in Wü r t-
temberg"  zusammengeschlossen, über deren Organisation
und Aufgabenkreis der Vorsitzende, Stadtpfarrer Wüterich,in einer soeben im Verlag des Stuttgarter Jugendsekretariats
(Hohestr. 11) unter diesem Titel erschienenen Schrift berichtet.Wir entnehmen daraus , daß sich die Vereinigung aus vier
Gruppen  zusammensetzt: Zur elften Gruppe gehört alles,
was sich mit der Pflege des Kindesalters bis zur Schulent¬
lassung beschäftigt, also Krippen. Kinderhorte, Somuags-
schulen usw. ; zur zweiten Gruppe — Pflege der schulentlassenen
männlichen Jugend — gehören die im Südd . Jüngiings-
bund zusammengeschlossenen Jünglings und Jungmänuer-oereine, Lehrlingsfeierabende usw. ; die dritte Gruppe bilden
die im Ev. Verband zur Pflege der weiblichen Jugend zn-
smmnengeschlvssenenJrmgsrmienoereine , Bibel-, Neuland¬
kreise usw. ; in die vierte Gruppe endlich fallen alle Zweige
der eigentlichen Jugendfürsorge , n. a. Berufsberatung . Stel¬
lenvermittlung , Jugendsekretarime, Jugendgerichtshilfe , Er
ziehmigs- und Rettiingsanstalten Träger der Vereinigungist ein L a n d e 8 a u s s chu ß. in den jede Gruppe fünf
Vertreter entsenden Außerdem bestehen in den Dekanaltzbc-
zirken auch wieder nach den vier. Gruppen zusammengesetzte
Bezirksausschüsse.  Endlich ist noch geplant, mög¬
lichst in jeder Gemeinde örtliche HeIserkreisc
ins Leben zu rufen, die die örtlichen Jugendemrichtnngen
zu fördern, der vielgestaltigen Jugendrwr irr ihrer Gemeinde

machzugeben und die Anregungen und Weisungen der leiten¬
den Stellen (Jugendamt , Jugendgerichtshitfe , kirchliche Für
sorge-Organisationen ) zur Durchführung zu bringen hätten.
Ein vortrefflicher Vorschlag ist noch zn erwähnen : alljährlich
soll als weithin sichtbarer Höhepunkt der ganzen Arbeit ein
1 u g e n d s 0 n n 1a g veranstaltet werden, eine Arr christ¬lichen Volksfestes, an dem im ganzen Land in Gottesdienst
und sonstigen festlichen Peranstaltniiaen der Jugendarbeit
besonders gedacht wird, nm ste dem VolksHrwußlsein nahezubringen/ » ^ «

Eine derart ausgebante Organisation wird -dazu beitra¬
gen, daß für die Zusammenarbeit mit den neuMsütaatlichen
Jugendämtern die nötigenHreiwilligen Kräfte
zur Verfügung stehe». ,

Weitere Nachtragsforderungen.
r Stuttgart , 26. März . Dem Landtag ist eine !2. und

14 Nachtragssorderung zum Finanzgesetz für 19I9zuaegan-
gen. Im ersten werden 153 680 »A für Personalaufwand
bei den Verkehrsausralten, Post und Bodeuseedampfschiffahrt
angesordert, um eine Angleichung der Verhältnisse der Be¬
amten ans Reich herbeizuführen. Die Ausgaben galten für
die Zeit vom 1. März 1920 an . Der 14. Nachtrag fordert
720 000 -ckL für Neu- und Umbauten, nämlich Umbau des
Westflügels des Schlosses i» Tübingen zu, Unterbringung
des geographischen Instituts und der urgeschichtlichen Samm¬
lung der Universität und für die Erweiterung des physika
tischen Jnstilutß der Technischen Hochschule in Stuttgart.

Aus Stadt und Bezirk.
Nagold den 29. März 1920

* Bttirksrat . In gemeinschaftlicher Sitzung der Be¬
zirksräte von Nagold und Herreuberg, die am 25. ds. Mts.
hier stattgefunden hat, wurde die Satzung des Bezirksverbands
Nagold-Herrenberg zur .Errichtung eines gemeinsamen Ju¬
gendamts mit dem Sitz in Nagold aufgesteÜt Der zur Ver¬
waltung der Angelegenheiten des Bezirks-Verbands berufene
Verwaltungsausschuß besteht aus den Mitgliedern der beider¬
seitigen Bezirksräte. Der Aufwand des Bezirksverbands wird,soweit er nicht aus eigenen Einnahmen gedeckt werden kann
auf die beiden Oberamtsbezirke in gleicher Weise wie der
Bedarf der Amtskörperschaften umgelegt. Der Zeitpunkt derErrichtung des Jugendamts liegt -nicht mehr fern. Die An¬
stellung von 2 Bsz.-Fiirsorgerinnen soll in Bälde erfolgen.—
Genehmigt wurden die Wirtschaftsgesuche des Friedr . Schüler
z. „Löwen" in Haiterbach, des Albert Rauser z. „Ochsen" in
Rohrdorf,ebenso das Gesuch derAnnaMariaGutekunstWitwe z.
„Mohren " in Schietingen um Erlaubnis zum Weinausschank.
— Die den Gemeinden obliegenden Kosten der polizeilichen
Maß - und Gswichtsprüsrmg werden aus Zweckmäßigkeits¬
gründen auf die Amtskörperschaft übernommen. — Dis Be¬
züge der Kommunalverbandsangestellten erfahren eine zeit¬
gemäße Erhöhung . — Sitzung vom 26 . März  1920:
Zunächst iverden einige Anträge der Oberamtssparkasse zum
Derwalrungsbetrieb erledigt. Festgesetzt wird sodann der
Dienstvertrag und di« Dienstanweisung für den Oberamts¬
sparkassier. — Für den krankheitshalber zuruhegesetzten Stra-
ßenwärrer Lehmann in Fünsbronn wird der Holzhauer Bern¬
hard Wahr daselbst zunächst in prov. Weise aufgestellt. An
Stelle des vom Dienst zurückgetretenen Straßenwarts Schmidt
in Oberschwandorf wird Gottlieb Schüler daselbst bestellt. —
Um dem bestehenden Kleingeldmangel,  abzuhelfen,
werden bei dem württ . Münzamt Notmünzen in 1- und
2 Pfennigstücken  zur Herstellung angemeldet. —
Ver der Viehabgabe  an den Feindbund sind die
Gemeinden, (wenn von einer Zwangsenteignung abgese¬
hen werden soll) genötigt, für dasjenige Vieh, das im Preis
hoher zu bewerten ist als der Durchschnittshöchstpreis beträgt,
ueberpreise zu leisten. Der Bezirksrat hat beschlossen, bei
oer Amrsoersammlung zu beantragen , einen Teil des zu zah¬
lenden Ueberpreises (Unterschied zwischen Höchst- und Abtre-
ungspreis) auf die Amtskörperschaft zu übernehmen, unter

Unentbehrlich
wie das liebe Brot ist auch die Zeitung 'im Haus . Die
spannungsvollen Zeiten mit ihren hastenden Ereignissen, die
ivir eben wieder erleben, zeigen es doppelt, wie

wichtig und notwendig
eilte Zeitung ist, die mit ruhiger Sachlichkeit ihre Leser über
die Tatsachen unterrichtet und dabei unabhängig von jeder
Partei dem Vaterlande und dem Wiederaufbau unseres ge¬
samten öffentlichen Lebens zu dienen sucht.

Das Amts- und Anzeigeblatt „Der Gesellschafter" wird
nach wie vor mit Entschlossenheit diesen Aufgaben dienen
und das Sprachrohr der Interessen seiner Leser sein.

Wir laden hieinit zum Bezug aus das II. Vierteljahr
(April. Mai , Juni ) 1920 Höst, ein und bitten unsere gssch.
Leser, das Abonnement aus den „Gesellschafter" bei der Post
oder den Trägerinnen ungesäumt zu erneuern.

Verlag und Schriftleitung „Der Gesellschafter." "
der Bedingung , daß die Gemeinde den Rest übernimmt . Bei
der Festsetzung des Uebernahmepreises wird eine von dem
Bezirksrat bestellte Kommission mitbeftimmen. — Auf den
Abschuß von Raben  wird eine Prämie von je 1
gegen Ablieferung der Ständer festgesetzt. Im Interesse einer
wirksamen Bekämpfung dieses schadenstiftenden Raubzeuges
sollen die Nachbarbezirke eingeladen werden, eine gleiche Prämie
zu gewähren. — Die Versorgung des Bezirkskrankenhauses
mit Brennstoffen gestaltet sich im Hinblick auf den Mangel
an solchen und die hohen Preise derselben immer schwieriger.
Der Bezirksrat sieht sich genötigt, an die Genieinden das
dringende Ersuchen zu stellen, je nach ihrer Leistungsfähig¬
keit an die Bezirkskrankenhausverwaltung einige Rm. Brenn¬
holz gegen Bezahlung abzngeben.

* Die stille Woche. Mir dem gestern im schönsten
Frühlings -Sonnenglanze gestierten Palmsonntag,  der der
Erinnerung an den Einzug Jesu in Jerusalem gewidmet ist,
sind wir in die stille Woche eingetrelen. Sie ist dieLeidsns-
wuche Christi,  der uns durch Nacht und Schmerzen zum
Erlöser ward . Mit gefaßtem Herzen ergeben wir uns dem
zwingenden Ernst dieser Tage und bereiten uns vor auf den
düsteren Karfreitag,  an dem das Leiden unseres Hei¬
lands seine Vollendung fand am Kreuze von Golgatha.

* Bestellung unständiger Lehrer . Zum Amtsverweser
wurden bestellt: Christian D ürrsch  n a d e l - A l t eu  steig
in Glashütte ; Georg Eckle-Gerhauseu iuHaiterbach;  Fried¬
rich Wizem ann - Nagold  in Onstmettingen.

* D .D.P . Am Freitag Abend fand im Gasthaus z.
„Roi?" «irre gutbesuchte Versammlung'der Jugendgruppeder Deutsch Demokratischen Partei statt. Als Redner war
H. Prof . Bauser gewonnen, welcher über das Thema „Die

»Gründung der Parteien " manch Wissenswertes zum Vortrag
brachte. Dieser Vortrag soll der Auftakt sein, zu einer Reihe
von Besprechungen allgemeiner, für unsre Jugend besonders
wichtiger politischer und wirtschaftlicher Fragen . Zusammen¬
gehörigkeitsgefühl zu pflegen und die Jugend zum Wissen
um den Staat zu bringen ist das Arbeitsziel der Jugendgruppe der D.D.P.

* Ständchen . Aus Anlaß der Zurruhesetzung des HerrnSem .-Oberlehrer Kö b ele wurde diesem am Samstag abend
ooii den Seminaristen ein Ständchen dargebracht.

* Militär - und Veteranen -Berein . Zu der am Sams¬
tag abend in der Traube statigefundenen Generalversamm¬
lung hatten sich zahlreiche Mitglieder eingesunden, die Vor¬
stand Birk bei Eröffnung der Versammlung begrüßte. Vor
Verlesung des Jahres - und Kassenberichts wurde der ver¬
storbenen Mitglieder Geyer, Helpsler, Kehle und Stahl in
herkömmlicher Weise gedacht. Der anwesende Bezirks'obmann
Schaible hob die Vorzüge hervor, die der Verein seinen
Mitgliedern gewährt und gab unter Hinweis auf die erfolgte
Verschmelzung der Militär - und Kriegervereine in Gültlingen
der/Hoffnung Ausdruck, daß die beiden hiesigen Vereine
friedlich nebeneinander marschieren mögen. Vorstand Birk
dankte sowohl dem Schriftführer und Kassier als auch dem ver¬
dienten BezirksobmannSchaiblefür seineBemühungenbeimPrä-
sidium des Württ . Kriegerbundes. Bei Behandlung von Punkt 3
derTagesordnung „Ausstellung von Statuten " wurden vom Vor¬
stand zunächst die wichtigsten Punkte der Mustersatzung, an
die die neuen Statuten angelehnt werden sollen, verlesen und
durchberaten. Hervorzuheben ist die Bestimmung über die
Aufnahme der Kriegerhinterbliebenen in den Verein ohne
Erhebung von Eintritts - und Beitrittsgeld . Nach längerer
Aussprache findet der Antrag betr. Erhöhung des Beitrags
von 25 auf 50 L für aktive und von 20 aus 40 L für passive
Mitglieder , wodurch jedes zugleich auch Mitglied der Sterbe¬
kasse wird, einstimmige Annahme. Der Uebernahme der Für¬
sorge für die Kriegerwitwen u. Kriegerhinterbliebenen stimmt
die Versammlung einstimmig zu. Die weiteren Vorbereitungen
u. die endgültige Abfassung der neuen Statuten trifft der Ausschuß.
Schriftführer Lenz wies noch auf die beiden hiesigen Krieger-Ver¬
eine hin , die dieselben Zwecke verfolgenn. betontdis Zweckmäßig¬
keit einer Arbeitsgemeinschaft in örtlichen Verhältnissen; die Ver¬
sammlung ist zwecks Fühlungnahme mit der Vereinigung der
Kriegsteilnehmer einverstanden. Die Neuwahlen ergaben
keine" Veränderung . Nachdem Ausschußmitglied Gabel die
Frage des Kriegerdenkmals ausführlich behandelt und Anre¬
gung dazu gegeben hat , daß die Wünsche der Kriegsteilneh¬
mer und Kameraden in dieser wichtigen Angelegenheit auchzum Ausdruck kommen mögen, schließt Vorstand Birk unter
Dankesworten die Versammlung, die vom Geist echter Kame¬
radschaft getragen war.

* Für treue Dienste. Den Holzhauerobmännern Michael
Ke r st in Simmersfeld,  Karl Rau in Poppeltal.
Friedr . Jak . R e i chl e III in Enztal , sowie dem Holzhauer
Friedr . Treiber  und der Knlturarbeiterin Anna Maria
Rente  von dort wurden von der Forstdireklion in Aner¬
kennung langjähriger , treugeleisteter Dienste beim Forstamt
Simmersfeld Ehrenurkunden nebst ansehnlichen Geldgeschen¬ken verliehen.

* Bogelbeobachtung . Bei dem gestrigen Beobachtungs¬
gang konnte eine stattliche Anzahl unserer gefiederten Sänger
gehört und zum großen Teil beobachtet werden. Wie wir
hören, findet nach Ostern unter dankenswerter Führung von
Herrn Georgii ein weiterer Gang statt.

* Es geht ums Ganze . In diesen Tagen muß jeder¬
mann über die Geschehnisse in Deutschland und der West

aufs genaueste unterrichtet sein. Hängt doch sein eigenes
Geschick davon ab. Und wichtiger als je vorher ist jetzt
für alle Männer der ehrlichen Arbeit die unerschrockene deutsche
Volkspresse. Handle jeder nach dieser Erkenntnis ! Werbe
jeder dem „Gesellschafter" neue Freunde!

ep. Tabakanbau und Bolksernährung . Im württ
Landtag hat kürzlich bei den Beratungen über eine Eingabeder Tabakpflanzer der Abg. Oster erklärt : Die württ . Re¬
gierung solle bei der Reichsregierung dahin wirken, daß die
Anpflanzung von Tabak,  der ein Luxusartikel
sei, mit Rücksicht auf die Volksstnährung verboten und auch
die Einfuhr unterbunden werde. Zum mindesten solle jeder
Raucher beim Kauf einer Zigarre eine Brotmarke abgeben
müssen. Der Abg. Pflüger fügte hinzu, daß gerade der ar¬
beitenden Bevölkerung mit dem Anbau von Nahrungsmitteln
besser gedient sei als mit dem Anbau von Tabak. Bei der
Abstimmung zeigte sich, daß die Mehrheit des Hauses auf
diesem Standpunkt stand. — Jetzt, wo wir vor einer schlim¬
men Ernährungsnot stehen, Tabak anpflanzen, ist einfachein Unrecht an unserem Volk.

G Walddorf , 26. März . Am 24. März sprach im hie¬
sigen Gemeindesaal der Ortsgeistliche, Pfarrer Veil,  über
Konfession- und Simultanschulc. Nach einer regen Diskussion
wu"de gegen eine Stimme die bekannte Resolution des Ev.
Volksbunds angenommen.

G Oberschwandorf» 26. März . Am Sonntag fand die
Begrüßung der heimgekehrten Kriegsgefangenen der Gemeinde
mit einem Festgottesdienst in der Kirche statt. — Am Don¬
nerstag hielt Pfarrer Veil einen Vortrag über die Schulfrage.
Nach kurzer Debatte wurde die Entschließung des Evang.
Volksbunds gegen eine Stimme angenommen.

>u»s de« übrige» Württemberg.
Ergenzingen, 25. März. Bei einem Uebungsschießen

der Verkehrswehr Abteilung Eutingen war die Straße Er-
genzingen-Eutingen nicht gesichert, so daß die Kugeln den
ahnungslosen Passanten nur so um die Ohren pfiffen.
Ein Glück, daß Menschen nicht zu Schaden kamen. Auf¬
klärung zn schaffen und Anempfehlung von Vorsicht scheint
aber dringend am Platze.

r Stuttgart , 26. März . Der Bund der württ . Verkehrs-
I beamten schreibt uns : Unter der Ueberschrift: „Erhöhung der

Beamtenbezüge ab 1. April " ging eine amtliche Notiz des
Wolffs Telegr. Büro Berlin durch die Presse, daß ohne Rück¬
sicht daraus , ob die neue Besoldungsordnung bereits vom
l . April d. I . von den gesetzgebenden Körperschaften ver¬
abschiedet werden wird oder nicht, die Reichsbeamten am 1.
April neben ihrem Gehalt die um 150°/o erhöhten Teuerungs¬
zulagen und die Kinderzulagen ausbezahlt erhalten als Vor¬
schuß auf die ihnen nach der neuen Besoldungsordnung zu
gewährenden Bezüge. Diese Notiz ist eine bedauerliche Un-
genanigkeit und eine Irreführung des Publikums , das zum
Schaden der Beamtenschaft und zum Schaden der Preisbe¬
wegung herausliest, daß ab 1. April die Teuerungszulagen
nur um 150Io erhöht werden. Dies ist keineswegs der Fall.
Die amtliche Bekanntmachung spricht nur überflüssigerweise
die Geneigtheit aus , ab I. April bis ans weiteres die bis¬
herigen Beamtenbezüge weiterznzahlen.

r Untertürkheim , 26. März . Die Betriebsratswahl bei
! den Taimlerwerken ergab für den, Wahlvorschlag der Kom-' muiiistischenPartei 1573 Stimmen mit 5 Betriebsräten , für

den der Mehrheitssozialdemokratie 1341 Stimmen mit 4 Be¬
triebsräten , für den der Christlichen Gewerkschaften 213
Stimmen mit I Arbeiterrat , für den Vorschlag der Ä.S .P.3445 Stimmen mit 10 Betriebsräten und 2 Arbeiterräten
Das ist ein starker Ruck nach links bei den Arbeitern, der
übrigens auch bei den Wahlen der Angestellten zu Tage trat.

r Tübingen , 26. März . In den letzten Tagen erschien
in der württ . Presse eine Notiz, in der davon die Rede war,
daß ein belgischer Offizier in der Umgebung von Tübingen
Lebensmittel gehamstert habe. Nach einer Mitteilung des
verbandsstaatlichen Ueberwachungsausschusseshandelt es sich
um belgische Soldaten , die ohne Ermächtigung ihrer Vorge¬
setzten die erwähnte Fahrt zum Hamstern von Fleisch unter¬
nommen hatten. Die Hamsterer sind von ihrer Vorgesetzten
Behörde exemplarisch bestraft worden. Ein Offizier nahm
an dieser Fahrt nicht teil.

r Rottweil , 25. März . Bei den Unruhen in Esten hm
auch ein Rottweiler das Leben eingebüßt. Ein Sohn des
Oekonoinen Josef Burkhardt, der als Wachtmeister bei der
Reichswehr war , ist dort im Kampf um die Ordnung und
Sicherheit gefallen. Seine Eltern haben gegen Ende des
Krieges schon zwei Söhne verloren.

r Mundelsheim , 25. März . Im Garten des Weingärt¬
ners Christian Kizler hier ist, laut „Postillion " schon seit
Anfang der Woche an einem Portugieser -Weinstock schon ein
deutlich entwickeltes Träubchen zu sehen, gewiß eine Selten-

l heit bei Frühlingsanfang . Die Knospen der Frühbirnen
! fangen auch an sich zu erschließen.
! — Der Balutaschlitten . Der Volksmund hat für die
! neue elektrische Straßenbahiioerbindung von Lörrach mit Basel

eine originelle und treffende Bezeichnung geprägt : Wie der
„Oberl. Bote" berichtet, heißt die Straßenbahn im Volksmunde
„Der Valutaschlitten".

Handels - und Marktberichte.
-j- Friedrichshafen , 25. März . . (Die hohen Holzpreise.)

In Tunau bei Langenargen ist für einen Nußbaum der fabel¬
hafte Preis von 19 000 Hk erlöst worden.

Familiennachrichten.
Auswärtige.

Gestorben:  Marie Libold Wwe., geb. Käufer, Herren-
alb;  Emilie Bott Wwe., Wildbad ; Friedrich Ruff, Waldmei¬
ster, Neuenbürg ; Gotthilf Erat , Zurichter, Neuenbürg ; Ja¬
kob Weinhardt , Lindenwirl , 46 Jahre , Weil im Schönbuch;
Ottilie Neu geb. Schraivogel, Rottenburg ; Rosa Schlaier,
55 Jahre , Rottenburg ; Rosalie Schramm, 39 Jahre , Dettingen.

Letzte Nachrichten.
Die Nationalversammlung.

Berlin , 29. März . Für die Nationalversammlung wird
angekündigr, daß nach den Erklärungen des neuen Reichs¬
kanzlers erst Sitzungen der Frakrionen stattfinden, und dann
erst die Vollsitzung mit der allgemeinen Aussprache, in welcher



Wels fSoz.), Haas (Demokr.), Bolz (Ztr .i und Düringer
(Drschnat.) sprechen werden.

Verschärfte Kampfansage der A.S .P
Berlin , 29. März . Der Sonntag brachte 30 Versamm¬

lungen der U. S . P . D. Den Inhalt der Reden faßt die
„Voss. Ztg." dahin zusammen : Die Unabhängigen wünschen
ein rein sozialistisches Kabinett unter Führung der Unab¬
hängigen, fordern sofortige Zurückziehung der Truppen aus
dem rheinischen Gebiet unter Aufsicht von Vertretern der
Regierung u. der U.S .P . andernfalls werde die rote Armee
weiterkämpfen und wenn sie unterliegen, würden die Berg¬
werke zerstört. Kunert drohte dazu den Berliner General¬
streik an, auf den im Ernstfälle gefaßt zu sein, auch Lede-
bour in seinen Reden dringend ermahnt. Crispien schilderte
daS geschloffene Eintreten der Gewerkschaften von den Demo¬
kraten bis zu den Kommunisten in den politischen Kampf
als einen Wendepunkt in der Geschichte der Gewerkschaften.

Unter der Herrschaft der Kommunisten.
Plauen , 29. März . Gestern Sonntag hielt der Kom¬

munistenführer Hölz aus Falkenstein unter gewaltigem An¬
drang eine Volksversammlung unter freiem Himmel ab. Nach¬
dem Hölz gesprochen, zog er mit 5 Automobilen, die mit
Maschinengewehren bewaffnet waren, zunächst zur „Neuen
Vögtländ. Ztg ." Deren Enrichlung wurde derart zerstört,
daß das Erscheinen des Blattes auf lange Zeit unmöglich ist.
Viele Drucksachen wurden auf der Straße verbrannt . Später
verlangten Bewaffnete auf Automobilen von dem CafSbesttzer
Trömmel 100000 ^ Lösegeld und schleppten den Prokuristen
Rudolf Trömmel als Geisel fort. Seine jnnge Frau schloß
sich ihrem Gatten freiwillig an. Nachdem 100000 nach
Falkenstein gebracht waren ,wurden die Verschleppten freigegeben.

Das neue Kabinett.
Berlin , 29 März . Das neue Koalitiünskabinett mit

Amtliche Bekanntmachungen.
Bekanntmachung betr. Schweineaufkauf im Schweinehandel.

In der letzten Zeit sind häufig Zuchtschweine (Läufer,
Mutterschweine und Eber) über 25 Kg- entgegen § 16 Abs.
4 der Verfügung der Fleischversorgungsstelle vom 9. Sep¬
tember 1919, Smatsanzeiger Nr . 206 ohne Zustimmung der
Fleischversorgungsstelle erworben oder veräußert worden.
Dazu ist stets die Genehmigung der Fleischversorgungsstelle
einzuhvlen. Dem Antrag auf Genehmigung ist vom Käufer
eine Bescheinigung seines Ortsvorstehers beizufügen, daß er
nicht Händler ist und daß er im Besitze der zur Haltung
und Zucht erforderlichen Êinrichtungen und erforderlichen
der erlaubten^Futtermittel ist.

Die Ausstellung von Wandergewerbescheinen für Schweine¬
händler kann gemäß § 16 Abs. 3 nur erfolgen, wenn die
Antragsteller im Besitze eines von der Fleischversorgungsstelle
ausgestellten Handelsscheines sind. Dem entgegen etwa aus¬
gestellten Wandergewerbeschcin sind ungültig und an das
Oberamt zur entsprechenden Abänderung zurückzugeben.
Personen, die Schweinehandel treiben, ohne im Besitze eines
Handelsscheines zu sein, machen sich nach ß 21 obengenannter
Verfügung strafbar. Die Kontrolle der Handelsscheineauf
den Märkten wird künftig verschärft.

Die (Stadt -) Schultheißenämter werden ersucht, dies
wörtlich bekanntzugeben. - 1464

Nagold, 27. März 1920. Oberaml : Münz^

Die oberamtliche Verfügung vom 13. 2. 20 betreffend
Schließung des Metzgereibetriebsdes Otto Rühm z. Krone
in Sulz (Gesellschafter Nr. 37) ist durch hentige Verfügung
mit Wirkung vom 18. 4. 20 ab wieder aufgehoben worden.

Nagold. 27. März 1920. Oberamt : Münz.

Ebhausen.
Der angezeigte

Stangenverkauf
am Mittwoch , 31. März , nachmittags 3 Uhr findet nicht im
Kivberg sondern im Klömmen statt.

Den 27. März 1920.
1483_ Schultheißenamt : Dengler

Hochdorf OA. Horb.
Die Gemeinde verkauft 1467

8,78 Fm . Pappelholz
meist III.—V. Klasse. Angebote wollen bis 6. April d. 2s.
rn Prozenten der Forsttaxe 1920 hieher eingereicht werden.

Schultheitzenamt.
1 . ^ pril tritt äitz urur 8l6iier kür

viMkll um! kigsretteu
in Lratt . V̂ii vinpLebltzn unseren ver-
ebrl.^dnvlunvro, sieb vertier noeb reieb-
tivb bierin xn äeeben. 1457

>Vir uiueben 8ie out unser reieb-
«ortiertes , verböttniswässiF billiges
brî er aublnerbsaiu.

Schreiner
sör erstklassige Weiten sucht bei bester Bezahlung
Uildklm lliig MdsiMMkkmrlielm

Bleichstraßs 82.
Achtung!

An - und Verkauf
v.gebrauchten Ziehharmonikas im Spezial¬
geschäft für Reparaturen an Harmonikas

Gebr. Hohnloser, Pforzheim,
1235 Bergstraße 27.

Wegen Entbehrlichkeit setzt
Unterzeichneter ein schönes,
guterhaltenes, innen u. außen
mit Oelfarbe gestrichenesmit Oelfarbe gestrichenes

mit gutem Zinkdach dem Ver¬
kaufe aus , welches sich sehr
gut als Glorien- oder Bienen¬
häuschen ergnet 1455

Hak. Luz.

Ebhausen. 1472

Saat -Wicken
Futter Erbsen
Rlee - und
Grassamen

empfiehlt in neuer Ware
Lug. liekler.

All Msere verehr!.Abnehmer
von Heizmaterial

für Hausbrand u. Gewerbe!
Wir teilen Höft, mit, daß wir Bestellungen für

Kohlen auch für die nächste Bersorgungsperiode wieder
entgegennehmen . Wir bitten aber solange zuzuwarten,
bis die oberamtliche Regelung der Versorgung erfolgt
und bekannt gemacht worden ist. Alsdann bitten wir
um gütige Aufträge . 1445

Berg Sk Schund

(Selirenrurr-tlä) 8vdülsrdv !iir (6sgr . 1908)
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Xsrl Heebl
Mvksk-üevism iwS
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Ein UW MvMWU
auf ^

Zeitschriften und
Lieferungswerke

lech« m i. Wil m «.
Zu Bestellungen ladet Höst ein

L . Luiser
LuÄrksndLung , Nsgold.

Probcnummeru umsonst.

^rlilung!
Altes Eisen , Schuhe . Roß¬

haare , gestrickte Wolle,
Lumpen und Papier

kaitsr und zahlt die höchsten Tagespreise 1460

Nagold.

-4» Bruchleidende 4 -
Eine Erlösung von dauernder Qual ist das berühmte

Deutsches Reichspatent 1461
kein Gummiband , ohne Federn und ohne Schenkelriemen,

trotzdem unbedingt zuverlässig.
Mein Vertreter ist am Mittwoch , den 31. März mit Mustern
in Nagold im Gasthof zum Rößle von vorm. 9 Uhr bis
nachm. 4 Uhr für alle Bruchleidende zu sprechen.

Prospekte versendet kostenlos der Erfinder und Hersteller
Hermann Spranz , Unterkochen.

Hermann M ü l I e r als Reichskanzler ist gebildet. (Die nähere
Meldung darüber liegt uns noch nicht vor.)

Das „Berl . Tgbl ." fordert einen besonderen Minister
des Aeußern und spricht von einem Uebergangskabinett auf
der Grundlage der Koalition.

Die Berliner Morgenblätter äußern sich zur Regierungs - , ^
Neubildung. Die „Deutsche Allg. Ztg." bezeichnet es auch als s
außenpolitisch wichtig, daß Hermann Müller Reichskanzler !
geworden ist, denn ihm danke inan die Ueberzeugung im Aus- !
land, daß am deutschen Wollen kein Zweifel berechtigt sei.

Drohende Riesenaussperrung in Dänemark.
Berlin , 29. März . Wie dem Lok.-Anz. nus Kopenhagen

gemeldet wird, wird der dänische Arbeitgeberverband über¬
morgen die Aussperrung von 110000 Arbeitern, die am l
9. April in Kraft tritt , bekannt geben. s

Für die Schrlftlettung verantwortlichBruno Wilhelm Wolter,  Naaolo
Druckn. « erlag der » . W. Zaifer'schen Buchdruckeret(Karl Fatser) Nagolt.

Gbhauserr
Soeben eingetroffen:

Eia Paar Wm aene Matratzen,
sowiezneae sederleinene Vettdechev,

sehr geeignet für Brautleute,

eia vollständiges Bett,
mehme schöne Diwans,

Sessel in Mer Answahl,
sowie einzelne Bettstellen and

sonst noch verschiedene Mdel.
Liebhaber sind freundlich eingeladen.

Merline ksrtkr. „ßinlle".
1470

Ich suche zu alsbaldigem
Eintritt für meine Landwirt¬
schaft etc. einen noch jüngeren
durchaus ehrl. und fleißigen

der wenn möglich auch mit Pfer¬
den umgehen kann und ein
guter PserdepflHer ist.

nGckNSlM
Ett

in Skitzr.
sweiler.

Sofort 'Wker auf I . April
wird ein tüchtiges 1471

ür Zimmer- und Hausarbeit
gesucht, das auch etwas ser-
üeren kann. Hoher Lohn und
inte Behandlung wird zuge-
ichert.

Kurhaus SchöneLb.Durlach.
Ich Unterzeichneter, kaufe

im Auftrag jedes' Quantum
guten »443

gegen höchsten Preis . Offerten
wollen gemacht werden an

Wilh . Mödinger
in Gültlingen.

Bleiben Eie bei der alt-
ocwäb' ten Marke

BreiSgairer
Kunstmoftansa tz
n verbesserter Form mit
tzeldelbeer - Zusatz

lind achten Ei? beim Einkauf
aus die Schutzmarke.

Ab1. April s Uen Mostsub-
jtanzen besteuert werden
und empfehle ich daher stüh¬

zeitige Eindeckung
Niederlagen durch Plakat « er¬
kenntlich. Andernfalls verlangen
Sie Prospekte direkt vom Hersteller
Eduard Palm Freiburgi.B.

Ansklebndressea
bei S . M. Zaiser, Aa-old

I486 Nagold. les
sind wieder eingetroffen bei

Klktkorben
* empfiehlt

Lgsllkll-Vrogerie^
m kedr.Lvllr, »

1̂ 69 Bahnhofstr.
Nagold.

LO—IS Zeutuer

hat zu verkaufen.
Zu erst, bei der Geschästs-

stelle ds. BI. 1440-
t rehfarbige, hornlost

r ZiM«
setzt dem Verkauf aus.

Wer ? sagt die GeschäftS-
stelle d. Bl .' 1462

In der Obsthandlung Ke ck
sind sogleich schöne 1473

SLSpeise --GelberSves
das Pfund zu 50 Pfg . und

schöne TaselWl
das Pfd .zu 1^ 20 ^ zu haben.

OM -Ksrteil
.-/L ^emptwilir ^
W . V -ßLsistzrIMgülü?

bernichNt
Lerblüffrnd

ü-fach stark, geruchlos
mit Aopfwasch-Tablettett

Paä mraf-cine Kur ausreichend
M. 3.75 VorzugspackungM. S
nur kr rotgelben Karton M

Apotheken und Drogerien.
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